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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Norbert Geis, Ronald Pofalla, 
Wolfgang Bosbach, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 14/3036 - 


Zur Entlastung der Strafrechtspflege durch Änderung 
des Berufungsverfahrens 


Die Landesregierang Nordrhein- Westfalen hat in ihrer Antwort auf die Große 
Anfrage der Fraktion der CDU zur Lage, Entwicklung und Zukunft der 
Rechtspflege Nordrhein- Westfalen (LT-Dracksache 12/4578, S. 87) für den 
Bereich der Strafrechtspflege u. a. Folgendes ausgeführt: 

„Die Landesregierung wird ihr Bemühen fortsetzen, weitergreifende gesetz- 
liche Änderungen auf Bundes- und Landesebene voranzutreiben, um die an 
der Leistungsgrenze arbeitende Straljustiz nachhaltig zu entlasten. Dabei wird 
der geplanten Reform der Rechtsmittel in Strafsachen besondere Bedeutung 
zukommen.“ 

Ob eine Rechtsmittelreform dies leisten kann, hängt entscheidend von ihrer 
Ausgestaltung ab. Hierzu sind die Ergebnisse des von der Bundesregierung in 
Auftrag gegebenen Gutachtens des Max-Planck-Institutes zur Rechtswirklich- 
keit und Efflzienz des deutschen Rechtsmittelsystems im Strafrecht unter Be- 
rücksichtigung des internationalen Standards von Bedeutung. In diesem Gut- 
achten wird ausgeführt, 

„dass es sich bei der Berufung im gegenwärtigen System um ein hocheffizien- 
tes Rechtsmittel handelt. Die wenigen Fälle, die nicht bereits am Amtsgericht 
zur Zufriedenheit aller Beteiligten geklärt werden können, bieten den Beru- 
fungsgerichten auch häufig Anlass zu Korrekturen. ... Bei der Einführung 
eines die bisherigen Korrekturmöglichkeiten verkürzenden Einheitsrechtsmit- 
tels müsste daher, um die gleiche Effizienz zu gewährleisten und die Fehler- 
quote zu verringern, sichergestellt sein, dass die Verfahren vor den Amts- 
gerichten weniger summarisch ablaufen, als dies bisher der Fall ist. ... Es ist 
aber fraglich, ob dieser Aufwand gerechtfertigt ist, wenn man sich vor Augen 
führt, dass die meisten Verfahren am Amtsgericht auch nach der gegenwärti- 
gen Vorgehensweise befriedigend und schnell erledigt werden.“ 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Justiz vom 4. April 2000 über- 
mittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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ln der Süddeutschen Zeitung vom 26./27. Februar 2000 (S. 6) hat der Journalist 
Helmut Kerscher hieraus den Schluss gezogen, dass damit den Reformüber- 
legungen der Bundesministerin der Justiz, Prof. Dr. Herta Däubler-Gmelin, 
zunächst die Grundlage entzogen sei. 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass eine Reform der Rechts- 
mittel in Strafsachen primär darauf abzielen sollte, die an der Leistungs- 
grenze arbeitende Strafjustiz nachhaltig zu entlasten? 

Wenn nein: Welche anderen Ziele verfolgten die Bundesregierung mit der 
angekündigten Rechtsmittelreform? 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass es sich bei der Berufung 
nach geltendem Recht um ein hoch effizientes Rechtsmittel handelt, dessen 
Einschränkung zu einer Mehrbelastung der Justiz führen würde, weil dann 
die Verfahren vor dem Amtsgericht mit größerem Aufwand durchgeführt 
werden müssten? 


3. Welche Schlussfolgerungen für die geplante Rechtsmittelreform in Strafsa- 
chen zieht die Bundesregierung hieraus? 


Die Bundesregierung prüft bekanntlich gegenwärtig die Möglichkeiten einer 
umfassenden Reform des Strafverfahrensrechts. Strafverfahren sollen künftig 
zügiger abgeschlossen werden können. Ziel ist es, die Verfahren ohne Ein- 
bußen bei der Wahrheitsfindung auf die jeweils entscheidenden Fragen zu kon- 
zentrieren. 

Zur Vorbereitung der Reform hat das Bundesministerium der Justiz drei um- 
fang- und erkenntnisreiche rechtstatsächliche und rechtsvergleichende Gutach- 
ten eingeholt, die dem Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages seit Flerbst 
letzten Jahres vorliegen. Diese Gutachten werden derzeit ausgewertet. Deshalb 
sind die Überlegungen des Bundesministeriums der Justiz, welche Schlussfol- 
gerungen im Einzelnen aus den Gutachten zu ziehen sind, noch nicht abge- 
schlossen, sondern diese werden zeitlich entsprechend der Vorhabenplanung 
bis zum Sommer 2000 vorliegen. 
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